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BB-DYN: Besondere Bedingun-
gen für die planmäßige Erhö-
hung der Prämie und Leistungen
ohne Gesundheitsprüfung

(LV_BB_DYN_RIS.1601)

Sehr geehrter Kunde,

in den Versicherungsbedingungen sprechen
wir mit unserer persönlichen Anrede ("Sie")
grundsätzlich den Versicherungsnehmer als
denjenigen an, der die Versicherung bean-
tragt hat und somit unser unmittelbarer
Vertragspartner ist.

Im Bedingungstext verwenden wir die Be-
zeichnung AVB. Damit sind die Allgemeinen
Versicherungsbedingungen der zugehörigen
Hauptversicherung gemeint.

Diese Besonderen Bedingungen ändern
bzw. ergänzen die AVB.

Gliederung

I. Allgemeine Regelungen für die Erhöhung
von Prämie und Leistungen

§ 1 Nach welchem Maßstab erfolgt die
planmäßige Erhöhung der Prämie?
§ 2 Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich Prä-
mie und Versicherungsleistungen?
§ 3 Wonach errechnen sich die erhöhten
Versicherungsleistungen?
§ 4 Welche sonstigen Bestimmungen gelten
für die Erhöhung der Versicherungsleistun-
gen?
§ 5 Wann werden Erhöhungen ausgesetzt?

II. Besondere Regelungen bei Einschluss
von Versicherungsleistungen für den Fall
von Berufsunfähigkeit

§ 6 In welchen Fällen ist die Erhöhung ab-
hängig vom Bestehen eines Bedarfs?
§ 7 Was geschieht bei Eintritt von Berufsun-
fähigkeit?

I. Allgemeine Regelungen für
die Erhöhung von Prämie und
Leistungen

§ 1 Nach welchem Maßstab erfolgt die
planmäßige Erhöhung der Prämie?

(1) Die Erhöhung der Prämie hängt von
dem gewählten Anpassungsmodus ab. In
der Kundeninformation nennen wir Ihnen
den vereinbarten Anpassungsmodus sowie
den vereinbarten Prozentsatz der Erhöhung.

(2) Die Erhöhungsprämie wird jeweils ermit-
telt aus der zuletzt für diese Versicherung
gezahlten laufenden Prämie.

Sofern mit Ihnen vereinbart wurde, dass ei-
ne oder mehrere bereits bestehende Versi-
cherungen in das Anpassungsrecht einbezo-
gen werden, werden auch die jeweils ent-
richteten laufenden Prämien dieser Versi-
cherungen bei der Ermittlung berücksich-
tigt. Ob eine solche Vereinbarung getroffen
wurde, werden wir in Ihrem Versicherungs-
schein angeben.

(3) Die Prämienerhöhung bewirkt eine Erhö-
hung der Versicherungsleistung ohne Ge-
sundheitsprüfung.

Da sich die vereinbarten Anpassungen nicht
auf die Höhe der Versicherungsleistung,
sondern auf die Prämienhöhe beziehen,
kann sich die Versicherungsleistung um ei-
nen geringeren Prozentsatz als die Prämie
erhöhen.

§ 2 Zu welchem Zeitpunkt erhöhen sich
Prämie und Versicherungsleistungen?

(1) Die Erhöhungen der Prämie und der Ver-
sicherungsleistungen erfolgen, sofern noch
eine Pflicht zur Prämienzahlung besteht, je-
weils zum Beginn eines neuen Versiche-
rungsjahres. Erstmaligen und letztmaligen
Erhöhungstermin nennen wir Ihnen in der
Kundeninformation.

Soweit nichts anderes vereinbart ist, gilt als
Vertragsablauf für alle planmäßigen Erhö-
hungen der Versicherungsleistungen der in
der Kundeninformation genannte Vertrags-
ablauf der Anfangsversicherung.

(2) Sie erhalten rechtzeitig vor dem Erhö-
hungstermin eine Mitteilung über die Erhö-
hung.

Der Versicherungsschutz aus der jeweiligen
Erhöhung beginnt am Erhöhungstermin.

§ 3 Wonach errechnen sich die erhöhten
Versicherungsleistungen?

(1) Die Erhöhung der Versicherungsleistun-
gen errechnet sich nach dem am Erhöhungs-
termin erreichten rechnungsmäßigen Alter
der versicherten Person, der restlichen Prä-
mienzahlungsdauer, einem eventuell verein-
barten Prämienzuschlag und den jeweils für
Ihren Vertrag zum Erhöhungszeitpunkt gel-
tenden Kalkulationsgrundlagen für Erhö-
hungsleistungen. Hierdurch können sich die
Bezeichnung des Tarifs, der Gewinnzutei-
lungsform sowie die entsprechenden Ein-
gruppierungsmerkmale (z. B. die Tarifgene-
ration) gegenüber der Anfangsversicherung
ändern.

Zu den Kalkulationsgrundlagen gehören un-
sere Annahmen über Kapitalerträge (Rech-
nungszins), Risikoverlauf (Sterblichkeit) und
Kosten.

Die Versicherungsleistungen erhöhen sich
nicht im gleichen Verhältnis wie die Prämie
(§ 1 Absatz 3).

(2) Wenn bei Ihrer Versicherung auch die
Leistung auf Grund eines Zusatztarifs mit-
versichert ist oder später mitversichert wird,
erhöhen sich - soweit nichts anderes verein-
bart ist - die Versicherungsleistungen der
Zusatzversicherungen im selben Verhältnis
wie die der Hauptversicherung.

§ 4 Welche sonstigen Bestimmungen
gelten für die Erhöhung der Versiche-
rungsleistungen?

(1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, gel-
ten alle im Rahmen des Versicherungsver-
trages getroffenen Vereinbarungen, insbe-
sondere die Versicherungsbedingungen so-
wie die Bezugsrechtsverfügung, auch für die
Erhöhung der Versicherungsleistungen.

Dies gilt entsprechend auch für die Vertei-
lung der bei der Prämienkalkulation in An-
satz gebrachten Abschluss- und Vertriebs-
kosten (Paragraph "Welche Kosten sind bei
der Kalkulation Ihrer Versicherung berück-

sichtigt?" im Abschnitt "Prämienzahlung"
der AVB).

(2) Die Erhöhung der Versicherungsleistun-
gen aus dem Versicherungsvertrag setzt die
Fristen für die Verletzung der vorvertragli-
chen Anzeigepflicht im Antrag bzw. in der
unverbindlichen Anfrage für einen Vertrags-
vorschlag und der Selbsttötung (Paragraph
"In welchen Fällen ist der Versicherungs-
schutz ausgeschlossen?" im Abschnitt
"Leistungsbeschreibung" der AVB) nicht er-
neut in Lauf.

§ 5 Wann werden Erhöhungen ausge-
setzt?

(1) Die Erhöhung entfällt rückwirkend,
wenn Sie ihr bis zum Ende des ersten Mo-
nats nach dem Erhöhungstermin widerspre-
chen oder die erste erhöhte Prämie nicht in-
nerhalb von zwei Monaten nach dem Erhö-
hungstermin zahlen.

(2) Unterbliebene Erhöhungen können Sie
mit unserer Zustimmung nachholen.

(3) Sollten Sie von der Erhöhungsmöglich-
keit zu fünf aufeinander folgenden Erhö-
hungsterminen keinen Gebrauch machen, so
erlischt Ihr Recht auf weitere Erhöhungen;
es kann jedoch mit unserer Zustimmung
neu begründet werden.

(4) Für die Erhöhungen der Versicherungs-
leistungen für den Fall von Berufsunfähig-
keit gelten weitere Regelungen, die im Ab-
schnitt II. beschrieben werden. Dieses gilt
jedoch nicht mehr, wenn im Zeitpunkt der
Erhöhung keine Leistung für den Fall von
Berufsunfähigkeit mitversichert ist.

II. Besondere Regelungen bei
Einschluss von Versicherungs-
leistungen für den Fall von Be-
rufsunfähigkeit

§ 6 In welchen Fällen ist die Erhöhung
abhängig vom Bestehen eines Bedarfs?

(1) Voraussetzung für die Erhöhung der Be-
rufsunfähigkeitsrente ist, dass ein Bedarf
der versicherten Person besteht.

Ein Bedarf besteht nur, sofern zum Zeit-
punkt der Erhöhung die im Falle der Berufs-
oder Erwerbsunfähigkeit für die versicherte
Person insgesamt zu erwartenden Leistun-
gen in einem angemessenen Verhältnis zu
dem letzten jährlichen Bruttoeinkommen
aus beruflicher Tätigkeit der versicherten
Person vor der Erhöhung stehen.

(2) Für die Ermittlung des Bedarfs nach Ab-
satz 1 verwenden wir als Rechengröße die
gewichtete Gesamtleistung. Die gewichtete
Gesamtleistung ist die Summe aller zum
Zeitpunkt der Erhöhung für die versicherte
Person insgesamt versicherten Leistungen
für den Fall der Berufs- oder Erwerbsunfä-
higkeit bei privaten Versicherern sowie der
Erhöhungsrente, wobei Versicherungen der
privaten Altersversorgung dabei zu 100 %,
Versicherungen der Basisversorgung zu
80 % und Direktversicherungen, Pensions-
kassen- sowie Rückdeckungsversicherungen
zu 67 % berücksichtigt werden; privat fort-
geführte Direkt- oder Pensionskassenversi-
cherungen gelten diesbezüglich als private
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Altersversorgung. Die so ermittelte gewich-
tete Gesamtleistung darf den in Absatz 3
beschriebenen Höchstsatz nicht überschrei-
ten. Wird der Höchstsatz überschritten, ent-
fällt das Erhöhungsrecht; das heißt, dass
die Erhöhung der Berufsunfähigkeitsrente
zu diesem Zeitpunkt nicht erfolgen kann.

(3) Der Höchstsatz für die gewichtete Ge-
samtleistung nach Absatz 2 beträgt 65 %
des letzten jährlichen Bruttoeinkommens
aus beruflicher Tätigkeit bis zu einem Brut-
toeinkommen von 84.000 EUR zzgl. 32,5 %
des Teils des letzten jährlichen Bruttoein-
kommens, der 84.000 EUR übersteigt.

(4) Sofern wir nach unseren Unterlagen
feststellen, dass eine künftige Erhöhung ge-
mäß Absatz 1 entfällt, weil durch die Erhö-
hung der Höchstsatz gemäß Absatz 3 über-
schritten würde, werden wir Ihnen dies mit-
teilen. In diesem Fall ist eine künftige Erhö-
hung nur möglich, wenn Sie uns nachwei-
sen, dass gleichwohl ein Bedarf besteht,
z. B. weil sich Ihr jährliches Bruttoeinkom-
men erhöht hat.

Darüber hinaus haben wir das Recht, die
Voraussetzung des Bestehens eines Bedarfs
vor jeder Erhöhung zu überprüfen.

Wir können von Ihnen verlangen, dass Sie
uns jede Auskunft erteilen, die zur Überprü-
fung des Bedarfs erforderlich ist, und dass
Sie uns alle Angaben machen, die zur Auf-
klärung des Sachverhalts dienlich sind, um
uns die sachgerechte Überprüfung des Be-
darfs zu ermöglichen. Hierzu werden wir Ih-
nen mitteilen, welche Auskünfte und Infor-
mationen wir von Ihnen für eine solche
Überprüfung benötigen.

Das Bestehen des Bedarfs ist von Ihnen
nachzuweisen. Die Kosten für die erforderli-
chen Nachweise tragen Sie. Wird von Ihnen
der Nachweis des Bedarfs im Rahmen der
Überprüfung nicht oder nicht fristgerecht
erbracht, sind weitere Erhöhungen der Be-
rufsunfähigkeitsrente ab dem Zeitpunkt der
Überprüfung durch unsere Gesellschaft aus-
geschlossen.

Im Rahmen der Überprüfung sind Sie ge-
setzlich verpflichtet, alle Ihnen bekannten
gefahrerheblichen Umstände, nach denen
wir in Textform gefragt haben, wahrheitsge-
mäß und vollständig anzugeben; andern-
falls riskieren Sie den Verlust Ihres erhöh-
ten Versicherungsschutzes. Über diese
Pflicht und die Rechtsfolgen einer Pflicht-
verletzung werden wir Sie bei der Überprü-
fung schriftlich informieren und belehren.

Ist eine andere Person versichert, gelten die
vorstehenden Bestimmungen für diese ande-
re versicherte Person entsprechend.

(5) Sofern eine Erhöhung durchgeführt wur-
de, ohne dass wir Ihnen mitgeteilt haben,
dass der Höchstsatz überschritten ist, oder
von unserem Recht auf Überprüfung nach
Absatz 4 Gebrauch gemacht haben, gilt der
Nachweis des Bedarfs für diese Erhöhung
als erbracht.

(6) Das Recht auf Erhöhung der Berufsunfä-
higkeitsrente nach dem gewählten Anpas-
sungsmodus lebt auf Ihren Antrag hin wie-
der auf, sofern Sie nachweisen, dass die in
Absatz 1 genannte Voraussetzung zur Erhö-
hung der Berufsunfähigkeitsrente wieder er-

füllt ist, und die Berufsunfähigkeit noch
nicht eingetreten ist. Unterbliebene Erhö-
hungen können Sie mit unserer Zustimmung
nachholen.

(7) Ist eine Berufsunfähigkeitsrente zu einer
Risikoversicherung auf den Todesfall mitver-
sichert, und ist die Erhöhung der Berufsun-
fähigkeitsrente ausgeschlossen, weil nach
der Überprüfung gemäß Absatz 4 kein Be-
darf besteht bzw. Sie den Bedarf nicht oder
nicht fristgerecht nachgewiesen haben, so
werden bei der Ermittlung der Erhöhungs-
prämie abweichend von § 1 Absatz 2 die
Prämienanteile für die Berufsunfähigkeits-
rente nicht mit berücksichtigt.

(8) Alle übrigen versicherten Leistungen, für
die eine Erhöhung vereinbart ist, können
unabhängig vom Bedarf erhöht werden.

§ 7 Was geschieht bei Eintritt des Versi-
cherungsfalles wegen Berufsunfähigkeit
oder Krankschreibung?

Wenn eine Versicherungsleistung für den
Fall von Berufsunfähigkeit mitversichert ist
oder später mitversichert wird bzw. Leistun-
gen wegen Krankschreibung mitversichert
sind, erfolgen nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles keine Erhöhungen innerhalb ei-
ner vereinbarten Karenzzeit oder solange
Sie auf Grund eines eingetretenen Versiche-
rungsfalles von der Verpflichtung zur Prämi-
enzahlung befreit sind. Nach Eintritt des
Versicherungsfalles noch durchgeführte Er-
höhungen entfallen rückwirkend. Nach Mel-
dung des Leistungsfalles stehen Erhöhun-
gen ab Eintritt des Versicherungsfalles un-
ter Vorbehalt. Sobald verbindlich und ab-
schließend festgestellt ist, dass das versi-
cherte Risiko nicht eingetreten ist, entfällt
der Vorbehalt und die Erhöhungen sind
endgültig vereinbart.


